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Von Professor Dr. Hans KNOBLICH und Privatdozent Dr. Ulli ARNOLD, Göttingen 
1. Problemstellung 
Rechtswissenschaft und Betriebswirtschaftslehre weisen 
zahlreiche Übereinstimmungen im Objektbereich auf. Diese 
- sicherlich triviale - Feststellung hat in den letzten Jahren 
immer wieder zu der Forderung nach einer Koordination 
der Forschungsbemühungen, nach "interdisziplinärer For-
schung" geführt. Neben Bereichen, in denen ein gemeinsa-
mes Vorgehen bereits erreicht werden konnte (z. B. Steuer-
lehre und Steuerrecht), finden sich allerdings auch solche, 
die in dieser Hinsicht noch entwicklungsbedürftig sind: 
dies gilt u. a. für den Bereich des Marketing. 
Der folgende Beitrag ist exemplarisch zu verstehen. An 
Hand einer konkreten Fragestellung, die sowohl die Marke-
ting- als auch die Rechtswissenschaft beschäftigt, nämlich 
der Problematik des Direktvertriebs an den Konsumenten, 
des Direktmarketing, sollen die Gefahren einzeldisziplinärer 
Forschung aufgezeigt werden. 
Die Rechtswissenschaft bedient sich im Rahmen ihrer 
Rechtstatsachenforschung auf dem Gebiet der Verbraucher-
·politik bzw. des Verbraucherschutzes in erheblichem Um-
fang der Methoden der Marktforschung bzw. der empiri-
schen Sozialforschung. Es ist daher zu prüfen, inwieweit die 
Ergebnisse solcher empirischer Untersuchungen metho-
disch einwandfrei sind und den Bedingungen von Objekti-
vität, Validität, Reliabilität und Repräsentanz genügen. 
Ferner ist zu prüfen, ob in die rechtspolitischen Forderun-
gen zum Verbraucherschutz/Direktmarketing (subjektive) 
Werturteile etwa über das Kaufverhalten von Konsumenten 
bzw. die "Normalität" bestimmter Transaktionsformen im 
Handel mit einfließen und inwieweit solche Verhaltensan-
nahmen durch empirische Forschungsergebnisse gestützt 
werden. 
Die Verfasser kleiden ihre Betrachtungen in die Form eines 
Besprechungsaufsatzes, dem - ebenfalls exemplarisch - die 
beiden Schriften von G i 11 e s 1 und R. v . F a I c k e n s t e i n 2 
zugrundeliegen. Dabei ist jedoch keine umfassende Beurtei-
lung beabsichtigt; es erfolgt eine Beschränkung auf die in . 
diesem Zusammenhang interessierenden "absatzwirtschaft-
lichen" bzw. methodischen Bezüge der Schriften, für die 
allein sich die Verfasser auch kompetent fühlen; Ausge-
klammert bleiben die rein juristischen Aspekte (z. B. Ausge-
staltung der Verbraucherverbandsklage, Rechts- und Geset-
zeslage zum Direktmarketing, Reformüberlegungen). 
I 
Die Schrift von G i 11 e s , die wohl den Rang eines Lehrbu-
ches beanspruchen darf, basiert in ihrer Problembeschrei-
bung und -analyse maßgeblich auf den rechtstatsächlichen 
Forschungsarbeiten v. Fa 1 c k e n s t eins. G i 11 es ist der 
Meinung, daß die Diskussion über das Direktmarketing 
dank "inzwischen durchgeführter empirischer Untersu-
chungen über die Geschäftspraktiken des Direktvertriebs 
und über ihr Echo beim Publikum" nüchterner und realisti-
scher geworden sei (S. 14 f.). Ausdrücklich bescheinigt er 
dieser vom Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-
nationales Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht in Mün-
chen vorgelegten Arbeit die Qualität, "zur weiteren Versach-
lichung des Streites entscheidend beitragen" zu können 
(S. 15). 
Insofern soll im folgenden Punkt 2 zunächst eine kritische 
Würdigung der Erhebungs- und Auswertungsmethoden der 
Untersuchung v. Fa I c k e n s t eins vorgenommen wer-
den. Im anschließenden Teil 3 sollen dann Bedenken vom 
Standpunkt der Marketing-Wissenschaft bezüglich der 
rechtspolitischen Forderungen von G i 11 e s zum Direkt-
marketing vorgetragen werden. 
2. Analyse der empirischen Befunde 
von R. v. Falckenstein (methodische Kritik) 
2.1. Aufgabenstellung und Aufbau der Arbeit 
2.1.1. Zielsetzung des Verfassers 
Der Verfasser will "ein umfassendes Bild der Stellung und 
Tätigkeit der Verbraucherverbände in Deutschland auf dem 
Gebiet des Wettbewerbsrechts" (S. 21) erarbeiten. Dies soll-
wohl in exemplarischer Weise- dadurch geschehen, daß der 
Umgang der Verbraucherverbände mit der sogenannten 
,,Aktivlegitimation" (§ 13 Abs. 1 a UWG) untersucht wird. 
Ausdrückliche Zielsetzung dieser Arbeit ist demzufolge ei-
ne "differenzierte Bestandsaufnahme" hinsichtlich des Ein-
satzes des Instruments der Verbraucherverbandsklage, dem 
im Schrifttum - nach anfänglich hoch gesteckten Erwartun-
gen - Ineffektivität vorgeworfen wird. 
Der Verfasser geht davon aus, daß "über den praktischen 
Umgang der Verbraucherverbände mit der ihnen zugestan-
denen Aktivlegitimation zu wenig an Tatsachen bekannt 
geworden ist" (S. 20). Er beklagt, daß dieses Informationsde-
fizit über die Leistungsfähigkeit der Verbandsklage bewir-
ke, daß in der Diskussion reformatorischer Maßnahmen in 
der Verbraucherschutzpolitik die Möglichkeiten des § 13 
Abs. 1 a UWG ignoriert und von vornherein andere Alterna-
tivmodelle, die den weiteren Ausbau von Gegenmacht an-
streben, bevorzugt wurden. - Die praktischen Konsequen-
zen seiner Untersuchungsergebnisse sieht der Verfasser in-
sofern in der Konfrontation mit den derzeit (Stand 1977) 
diskutierten Reformmodellen (S.22). 
Um die Bedeutung der Aktivlegitimation zu illustrieren, 
versucht der Verfasser, die von den Verbraucherverbänden 
gerichtlich und außergerichtlich verfolgten Wettbewerbs-
verstöße von Unternehmungen zu erfassen. - Als "Meßin-
strument" dienen dafür die Verbraucherreklamationen mit 
wettbewerbsrechtlichem Gehalt (S. 22 f., S. 27/RZ 16). 
2.1.2. Überb I ick über den Aufbau der Arbeit 
Die Arbeit. ist in 7 Abschnitte untergliedert. Nach der Ent-
wicklung der Zielsetzung (Abschnitt 1: "Aufgabenstellung") 
kennzeichnet der Verfasser sein methodisches Vorgehen 
(Abschnitt 2: "Methode"). 
Der- auch vom Umfange her (ca. 70 %) -zentrale 3. Ab-
schnitt enthält die Ausführungen zur "Durchführung" und 
zu den "Ergebnissen". Im Hinblick auf die hier zu beurtei-
1 Gilles, Das Recht des Direktmarketing, Kundenwerbung und 
Verträge außerhalb von Geschäftsräumen, Heidelberg 1982. 
2 Von Falckenstein, Die Bekämpfung unlauterer Geschäftsprakti~ 
ken durch Verbraucherverbände, 1977. 
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Ienden Fragen sind insbesondere die Teile 3.2 ("Reklama-
tionsbearbeitung") und 3.3 ("Verbraucherverbandsklage, 
auftretende Wettbewerbsverstöße") von Bedeutung. 
Die abschließenden Teile beschäftigen sich mit "Haftungs-
fragen" (Abschnitt 4) und mit einem Institutionenvergleich 
(Abschnitt 5); im Anschluß an eine Zusammenfassung (Ab-
schnitt 6) werden noch einige Reformüberlegungen vorge-
tragen, die sich u. a. auch auf das Widerrufsrecht bei Haus-
türgeschäften .erstrecken (S. 184, RZ 248). 
2.2. Methodisches Vorgehen zur Datenerhebung 
2.2.1. A b g r e n z u n g d e r G r u n d g e s a m t h e i t 
Über eine "Bestandsaufnahme der Institutionen, die sich 
mit dem Schutz der Verbraucher befassen", will der Verfas-
ser die "für den wettbewerbsrechtlichen Verbraucherschutz 
im engeren Sinne in Frage kommenden Verbraucherver-
bände" (S. 26) ermitteln; damit sind wohl alle jene Institutio-
nen gemeint, die nach § 13 Abs. 1 a UWG aktivlegitimiert 
sind. 
Von ursprünglich 154 "ermittelten im Verbraucher- und 
Wettbewerbssektor tätigen" Institutionen werden 119 als 
"möglicherweise einschlägig" bezeichnet (vgl. dazu die Auf-
stellung in der Anlage 1, S. 187 ff.); das vom Verfasser her-
angezogene Beurteilungskriterium wird allerdings zumin-
dest nicht explizit erwähnt (vgl. S. 29, RZ 21). 
73 dieser 119 Institutionen sind Industrie- und Handelskam-
mern im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland; von die-
sen haben 68 Auskünfte erteilt (FragebogenS. 200 ff.; Rück-
laufquote: 93 %). 
Von den übrigen 46 den Verbraucherorganisationen zuge-
rechneten Institutionen haben 37 Auskünfte erteilt (Frage-
bogen S. 191 ff.; Rücklaufquote: 80 %). 
Unzulässig ist u. E. die Zusammenfassung dieser beiden Da-
tenerhebungen und der Ausweis einer einzigen darauf bezo-
genen Rücklaufquote (vgl. S. 29, RZ 21), da es sich um ver-
schiedene Befragungsaktionen mit unterschiedlichen Erhe-
bungsgegenständen handelt. 
Unter Anwendung der Kriterien satzungsgemäße Tätigkeit, 
Art der Mitglieder oder Träger sowie Rechtsform und Orga-
nisation gruppiert der Verfasser die aufgeführten 46 Ver-
braucherinstitutionen nach 8 Kategorien (S. 31-38), um 
dann den Schluß zu ziehen, daß "nur die seit längerem 
etablierten Verbraucherzentralen und die mit ihnen zusam-
menhängenden Organisationen in den Bereichen ,Reklama-
tionsbearbeitung und Verbandsklage' . , . nennenswertes 
Material erwarten lassen" (S. 40, RZ 39). 
Mit Ausnahme von Baden-Württemberg lassen die auf 
Landesebene konstituierten Verbraucherzentralen Klagen 
gemäß des§ 13 Abs. 1 a UWG von dem "Verein zum Schutze 
der Verbraucher gegen unlauteren Wettbewerb" (Berlin) 
durchführen (vgl. S. 33, RZ 26), so daß sich das Augenmerk 
des Verfassers auf 
- den Verbraucherschutzverein Berlin und 
- die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg 
richtet. Die "Aktion Bildungsinformation" wird zwar er-
wähnt, nicht jedoch in die Datenerhebung einbezogen (vgl. 
S. 40, RZ 40). 
Dieses Vorgehen des Verfassers ist im Hinblick auf seine 
Zielsetzung wenig verständlich: Wenn es ihm darum geht, 
die Effizienz von § 13 Abs. 1 a UWG zu ermitteln, dann hätte 
er bei der gegebenen Sachlage sich auf die beiden Institutio-
nen beschränken können, die tatsächlich von dem Recht 
der Verbandsklage Gebrauch machen, und die übrigen Ver-
braucherzentralen wie auch speziell die Industrie- und Han-
delskammern von vornherein außer acht lassen können. 
Einen weiteren Mangel erblicken wir darin, daß der Verfas-
ser in Abschnitt 3.2. (S. 41) zum Zwecke der "Hochrech-
nung" plötzlich eine andere Grundgesamtheit - nämlich 
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fünf Verbraucherzentralen - einführt. Damit will er eine 
Größenvorstellung über die allgemeine "Reklamationsbear-
beitung auf Veranlassung von Verbrauchern" geben. Dies 
bezieht sich auch - und in erster Linie - auf bürgerlich-
rechtliche Gewährleistungsfälle und eben nicht nur auf 
Sachverhalte mit wettbewerbsrechtlicher Relevanz (vgl. 
S. 54, RZ 63). - Darauf wird unten (vgl. Ziff. 2.3.) noch ein zu. 
gehen sein. 
Es bleibt festzuhalten, daß 
- eine Vollerhebung der verbraucherpolitisch relevanten 
Organisationen erfolgt mit dem Ziel, allgemeine Informa-
tionen über diese Organisationen zu erhalten (N = 154 
bzw. 119); 
- eine vollständige Erfassung der von Verbraucherzentra-
len in einem bestimmten Zeitraum registrierten und im 
Hinblick auf § 13 Abs. 1 a UWG verfolgten wettbewerbs-
rechtlichen Reklamationen beabsichtigt ist. 
2.2.2. E r h e b u n g s m e t h o d e n 
Soweit der Verfasser selbst Daten erhebt, bedient er sich 
verschiedener Erhebungsmethoden: 
a) Um allgemeine Informationen und spezielle Auskünfte 
über Haftungsfragen über die vom Verfasser als "einschlä-
gig" eingestuften Verbraucherinstitutionen zu erhalten, wer-
den die in Anlage 1 (S. 187 f.) genannten Adressaten 
s c h r i ft I ich befragt (3 unterschiedliche Fragebögen; 
vgl. Anlage 2 .• S. 191 ff.). 
Im Vorgriff kann bereits hier festgestellt werden, daß die 
auf diese Weise erhobenen Daten in der vorliegenden 
Schrift an keiner Stelle systematisch ausgebreitet werden; 
eine methodenkritische Analyse der verwendeten Fragebö-
gen erübrigt sich deshalb. 
Detailliertere Informationen über die Bearbeitung von Ver-
braucherreklamationen mit wettbewerbsrechtlichem Inhalt 
gewinnt der Verfasser durch Telefoninterviews und weitere 
schriftliche Erhebungen; die Abgrenzung der solchermaßen 
kontaktierten Verbraucherinstitutionen wird aus den Aus-
führungen nicht ersichtlich (vgl. S. 28, RZ 18). Die Erhe-
bungsitems sind ebenfa!l~ nicht rekonstruierbar. 
b) Soweit dem Verfasser die telefonische und schriftliche 
Datengewinnung nicht ausreichend erscheint, führt er 
persönliche Gespräche mit Vertretern von 23 (bei 
insgesamt 30 kontaktierten) Institutionen (vgl. ebenda). 
Diese Befragungsform des "Expertengesprächs", bei wel-
cher dem Interviewer sachkundige Gesprächspartner ge-
genüberstehen, ist zur Klärung und Strukturierung von Pro-
blemen gut geeignet und spielt hauptsächlich in der Investi· 
tionsgüter-Marktforschung eine Rolle3• Zu diesem Zweck 
hat der Verfasser einen besonderen Fragenkatalog entwik-
kelt (vgl. Anlage 3, S. 203 ff.). Die solchermaßen erhobenen 
Daten werden aber ebenfalls nicht dokumentiert - auch 
nicht in aggregierter Form. Der Verfasser begnügt sich mit 
der Feststellung: "Die mit den vorbereitenden Fragebögen 
erzielten Ergebnisse werden interpretiert und die dabei an-
gesprochenen Probleme vertieft" (S. 28, RZ 18). 
Hier ist kritisch anzumerken, daß weder die Adressaten bei 
der Datengewinnung noch die erhobenen Daten selbst vom 
Leser rekonstruiert werden können. - Damit soll natürlich 
nicht die Bedeutung dieser empirischen Bemühungen für 
den subjektiven Erfahrungshorizont des Verfassers ge· 
schmälert werden. 
c) Wie bereits bei den Überlegungen zur Grundgesamtheit 
ausgeführt, interessiert sich der Verfasser speziell für die 
Aktivitäten der Verbraucherzentralen im Hinblick auf§ 13 
Abs. 1a UWG. Zu diesem Zwecke versucht er, "sämtliche 
vorhandenen Vorgänge und Verfahrensakten durchzuse-
3 Vgl. z. B. Schäfer!Knoblich, Grundlagen der Marktforschung, 
5. Aufl. 1978, S. 285 f. 
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hen" (S. 28, RZ 19). Die Auswertung erfolgt mit Hilfe einer 
in Anlage 3 (S. 206 ff., Ziff. V) vorgelegten Itemliste. Die 
Daten werden in Abschnitt 3.3. (S. 53 ff.) dokumentiert und 
interpretiert (vgl. unten). 
Diese Methode der D o k u m e n t e n a n a I y s e darf als 
durchaus anerkannt in der empirischen Forschung gelten4• 
Allerdings dürfen die Grenzen dieser Methode nicht überse-
hen werden: 
- In Abhängigkeit von der Trennschärfe der herangezoge-
nen ltems hat der Anwender einen mehr oder weniger 
großen Ermessensspielraum bei der Zuordnung der Da-
ten; dieser "Unschärfenbereich" kann später nicht mehr 
rekonstruiert werden. 
- Die ausgewerteten "Dokumente" sind regelmäßig nicht 
im Hinblick auf eine spätere Auswertung zustande ge-
kommen, wie das z. B. bei einem Fragebogen der Fall ist. 
Die erhebbare Informationsmenge ist somit durch Ein-
flußfaktoren definiert, die keinen Bezug zum Erhebungs-
ziel haben (müssen). - Eine wichtige Einschränkung liegt 
also darin, daß an und für sich materiell wichtige Infor-
mationen in solchen Dokumenten entweder gar nicht 
oder in unterschiedlicher Qualität festgehalten sind und 
deshalb auch nicht ausgewertet werden können. 
Von diesen allgemeinen, in der Methode selbst liegenden 
Vorbehalten abgesehen, müssen zur hier vorliegenden Do-
kumentenanalyse folgende Anmerkungen gemacht werden: 
- Der Verfasser begründet nicht die zeitliche Einschrän-
kung bei dieser Datenerhebung auf die Jahre 1971- 1975. 
Es bleibt insbesondere unklar, ob und in welchem Um-
fange seit der Novellierung des UWG (21. 7. 1965) bis zum 
ausgewählten Untersuchungszeitraum einschlägige Akti-
vitäten zu verzeichnen sind. 
- Der Verfasser begründet nicht die Auswahlzweier unter-
schiedlicher Untersuchungszeiträume (Verbraucher-
schutzverein in Berlin: 1973 - 1975; Verbraucherzentrale 
Baden-Württemberg: 1971- 1975). 
Im Hinblick auf eine gemeinsame statistische Auswertung 
und Interpretation ist eine solche Zusammenfassung unzu-
lässig. 
Der Verfasser selbst sieht sich lediglich im Hinblick auf die 
untersuchte Fall z a h 1 zu einer vorsorglichen Einschrän-
kung der Aussagekraft der erhobenen Daten veranlaßt, 
wenn er bemerkt: "Die Zahl von 733 Vorgängen ist nicht 
sehr groß und daher zur Erstellung einer Statistik mit der 
angestrebten Differenziertheit nur bedingt geeignet. Bei der 
Aufschlüsselung von Teilbereichen können Prozentangaben 
nur auf einer geringen Zahl von Fällen beruhen; die Grenze, 
bei der sich statistisch abgesicherte Aussagen nicht mehr 
herleiten lassen, wird erreicht. Zur Kennzeichnung von 
Schwerpunkten und Tendenzen erscheinen die Angaben je-
doch noch brauchbar" (S. 54, RZ 64). 
Gerade diese Aussage des Verfassers ist nicht haltbar: Da 
der Verfasser eine Vollerhebung bei der von ihm als rele-
vant deklarierten Grundgesamtheit (vgl. 2.2.1.) anstrebt, 
spielt die ermittelte Fallzahl überhaupt keine Rolle; ein Pro-
blem im Hinblick auf "statistisch abgesicherte Aussagen" 
kann gar nicht entstehen. Die zahlenmäßige Besetzung der 
einzelnen Kategorien selbst ist schließlich auswertungsbe-
dingt durch das vom Verfasser ausgearbeitete Item-Schema. 
Die Ausdehnung des Erhebungszeitraums hätte vermutlich 
zu größeren Fallzahlen geführt. 
Es ist nicht nachvollziehbar, welche allgemeinen "Aussa-
gen", "Schwerpunkte" bzw. "Tendenzen" vom Verfasser an-
visiert werden. -Das vom Verfasser im Wege einer Voller-
hebung gewonnene Material läßt keine weitere "statisti-
sche" Verallgemeinerung zu. 
2.3. Datenauswertung 
Unsere Beurteilung kann sich nur auf die vom Verfasser 
dokumentierten Daten beziehen, also hauptsächlich auf die 
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Darstellung in Abschnitt 3.3. -Allerdings weist der Verfas-
ser in Abschnitt 3.2. ("Reklamationsbearbeitung") Zahlen 
aus, die zu einer kritischen Stellungnahme Anlaß geben. 
2.3.1. E r m i t t1 u n g d e r " G e s a m t z a h 1 d e r 
Reklamationen" 
Um die Größenordnung der gesamten Reklamationsbear-
beitung (also nicht nur derjenigen mit wettbewerbsrechtli-
chem Bezug) durch die Verbraucherzentralen zu geben, die 
auf die Veranlassung von Verbrauchern zurückzuführen 
sind, nennt der Verfasser ohne Quellenangaben bzw. ohne 
Angabe der Erhebungsmethode absolute Fallzahlen von 5 
Verbraucherzentralen, die infolge unterschiedlicher Bezugs-
jahre und Zuverlässigkeit (Fakten; Erwartungswerte) nur 
bedingt vergleichbar sind (vgl. S. 41, RZ 40). 
Auf der Grundlage dieser Zahlen führt der Verfasser eine 
Hochrechnung für alle Verbraucherorganisationen durch 
und kommt zu dem Ergebnis, daß 1975 die "Beschwerden 
eine Zahl von 70 000 bis 80 000 sicher erreichen werden" 
(ebenda). Diese "Hochrechnung" erscheint unzulässig, weil 
strukturelle Gegebenheiten der ausgewählten Verbraucher-
zentralen ungeprüft auf andere Verbraucherorganisationen 
übertragen werden. Außerdem verschweigt der Verfasser 
das Bezugskriterium und den Rechengang für diese Hoch-
rechnung. 
Schließlich ist anzumerken, daß in diesem Falle wohl eine 
Vollerhebung bei allen betroffenen Institutionen für einen 
einheitlichen Vergleichszeitraum geboten gewesen wäre. -
Jedenfalls kann die vorgetragene Größenordnung von Re-
klamationen nur mit ganz erheblichen Vorbehalten verwen-
det werden. 
2.3.2. Aufbereitung der Daten der 
Dokumentenanalyse 
Der Verfasser hat 733 wettbewerbsrechtlich relevante Fälle 
("Vorgänge") erfaßt, die sich zu etwa % auf den Verbrau-
cherschutzverein Berlin (1973- 1975) und zu Ya auf die Ver-
braucherzentrale Baden-Württemberg (1971 - 1975) ver-
teilen. 
Entsprechend dem Untersuchungsziel, Wettbewerbsverstö-
ße festzuhalten (vgl. S. 29, RZ 19), klassifiziert der Verfasser 
die dokumentierten Vorgänge nach der von der Rechtspre-
chung zu den §§ 1 und 3 UWG entwickelten Kasuistik (vgl. 
dazu die "Fallgruppen" S. 55 ff., RZ 67). Da teilweise Mehr-
fachzuordnungen vorgenommen werden können (ein be-
stimmter Vorgang beinhaltet mehrere Wettbewerbsverstö-
ße), ermittelt der Verfasser bei den 733 Vorgängen 961 Wett-
bewerbsverstöße. 
In Tabelle 3 (S. 60) legt der Verfasser eine "branchenbezoge-
ne" Zuordnung der einzelnen Vorgänge (n = 733) vor (vgl. 
S. 59, RZ 69). Tatsächlich enthält diese Tabelle 45 Ordnungs-
begriffe, unter denen sich auch Branchenbezeichnungen 
finden. Ein durchgängiges Systematisierungskriterium ist 
jedoch nicht erkennbar; es drängt sich der Eindruck auf, 
daß hier bestimmte Häufigkeiten der Rechtsprechung eine 
Rolle spielen. 
Die gleichzeitige Verwendung von Ordnungsbegriffen, die 
auf absatzpolitische Instrumente (z. B. Preisauszeichnung, 
Herstellerwerbung), auf Waren (z. B .. Wäsche; Busen- bzw. 
Potenzmittel), auf Transaktionsformen (z. B. Versandhan-
del), auf bestimmte Leistungstypen (z. B. Reparaturen 
durch Handwerksbetriebe) usw. abstellen, führt notwendi-
gerweise zu Überschneidungen und bewirktUnschärfen bei 
der Dateninterpretation. Diese Feststellung gewinnt da-
durch an Bedeutung, daß diese 45 Kategorien durchgängig 
weiter verwendet werden (z. B. Schaubilder 1-8; Tabellen 
3-6; 8-14; 16). 
4 Vgl. z. B. Vitte (Hrsg.), Das Informationsverhalten in Entschei-
dungsprozessen, 1972. 
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2.4. Beurteilung der Schlußfolgerungen des Verfassers 
An dieser Stelle ist es nicht möglich, alle vom Verfasser 
vorgetragenen Schlußfolgerungen detailliert zu würdigen; 
dies wird nur im Hinblick auf die Aussagen zum Direktver-
trieb (Direkt-Marketing) angestrebt (vgl. 2.5.). 
Hier sollen lediglich die methodischen Implikationen der 
empirischen Erhebungen des Verfassers beurteilt werden, 
also Fragen der Verallgemeinerungsfähigkeit, Repräsentanz 
und Validität. 
Zunächst sei festgehalten, daß sich streng genommen die 
Aussagen des Verfassers nur auf die erhobenen Fälle bezie-
hen können. Eine differenzierende Betrachtung ist nur be-
dingt möglich, weil sich die Adressaten der Erhebung ("Ber-
lin", "Stuttgart") strukturell unterscheiden. Man muß be-
rücksichtigen, daß der Verbraucherschutzverein Berlin im 
Auftrage der Verbraucherzentralen (mit Ausnahme der VZ 
Baden-Württemberg) tätig wird, die dort registrierten Fälle 
bereits "Filterinstanzen" passiert haben müssen. Dagegen 
wird die VZ Baden-Württemberg unmittelbar nach § 13 
Abs. 1 a UWG tätig und macht- wie der Verfasser selbst 
bemerkt - von der Möglichkeit Gebrauch, durch sog. 
"Schwerpunktaktionen" das Fallaufkommen zu beein-
flussen. 
Ferner werden unterschiedliche Zeitspannen herangezogen. 
Lediglich im Falle des Verbraucherschutzvereins Berlin 
wird ein Zeitvergleich durchgeführt (z. B. S . 65; 1972; Sum-
me 1973- 1975). Ein interlokaler Zeitvergleich Berlin/Stutt-
gart erfolgt nicht. Deshalb sind Aussagen über die veränder-
. te Bedeutung einzelner Wettbewerbsverstöße bzw. Verände-
rungen innerhalb der 45 Ordnungsbegriffe nur ansatzweise 
möglich (vgl. S. 104 f., TZ 106-108). 
Soweit der Verfasser die Verhältnisse bei den gewählten 
Untersuchungseinheiten im gewählten Zeitraum be-
schreibt, ist gegen sein Vorgehen nichts einzuwenden. Dies 
erlaubt allerdings nicht die Ableitung allgemeiner Entwick-
lungstendenzen bzw. Kausalzusammenhänge bezüglich des 
Untersuchungsobjektes "Reklamationsbearbeitungen". Die 
absoluten Fallzahlen an sich vermögen noch nichts über die 
Bedeutung und die Effizienz von Reklamationsbearbeitun-
gen durch Verbraucherinstitutionen auszusagen (vgl. dazu 
die Angaben des Verfassers über die Erfolgsrate S. 41-44). 
Dazu wäre u. E. nicht zuletzt erforderlich, die Größenord-
nung der vom Verbraucher an die Adresse der A n b i e t er-
Organisationen gerichteten Reklamationen zu erfassen und 
in eine Relation zu den von Verbraucherorganisationen ins-
gesamt bearbeiteten und gemäß § 13 Abs. 1 a UWG verfolg-
ten Reklamationen zu bringen (vgl. hierzu Punkt 4). - Frei-
lich wären dazu andere methodische Werkzeuge erforder-
lich. 
Wir fassen zusammen: das vorgelegte Material 
- läßt keine allgemeingültigen Schlüsse hinsichtlich der 
Häufigkeit des Auftretens einzelner Fallgruppen für Re-
klamationen und deren Ursachen zu (mangelnde Verall-
gemeinerung); 
- erlaubt keine Interpretation für die Reklamationsbearbei-
tung aller Verbraucherschutzinstitutionen (= mangelnde 
Repräsentanz); 
- ist nur bedingt valide hinsichtlich des vom Verfasser ver-
folgten U ntersuchungsziels. 
2.5. Beurteilung der Aussagen zum Direktvertrieb 
An verschiedenen Stellen beschäftigt sich der Verfasser mit 
dem Direktvertrieb von Unternehmen bzw. mit "Haustürge-
schäften". Die zentrale Aussage findet sich aufS. 69 (RZ 73): 
Es fällt auf, "daß ein Schwerpunkt bei der Fallgruppe des 
Erschleichens von Vertreterbesuchen liegt. Dies ist eine 
Folge der Werbemethoden unseriöser Direktvertriebsunter-
nehmen, die mit Täuschungen und Überrumpelungen arbei-
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ten, und die vor allem bei der Buchclub-, Buch-, Zeitschrif-
ten- und Wäscheversandwerbung zu finden sind". 
Der Verfasser hat die erklärte Absicht, anhand der erhobe-
nen Reklamationen "die Problematik des Haustürgeschäf-
tes mit zu untersuchen" (S. 93, RZ 100) und die Frage zu 
beantworten, "ob der Konsument gerade bei einem Kauf ,an 
der Haustür' spezifischen Risiken ausgesetzt ist" (ebenda). 
Die Aussagen, die sich aber nicht nur auf das von ihm 
erhobene Material stützen, sondern auch Literaturbeiträge 
bekannter Kritiker von Direktvertriebssystemen (z. B. Krü-
ger-Nieland, Völp usw.) berücksichtigen, führen zu rechts-
politischen Überlegungen eines verbesserten Schutzes von 
Verbrauchern bei Haustürgeschäften, speziell zu der Forde-
rung nach einem gesetzlichen Rücktrittsrecht für solche Ge-
schäfte (vgl. S. 91 ff., RZ 97 passim). 
Hier ist zu prüfen, ob das vorgelegte Material diese Aussa-
gen und Schlußfolgerungen stützt, letztere also auf die 
"rechtstatsächliche Erhebung" stringent zurückgeführt wer-
den können. Dabei müssen die individuellen Wertbasen des 
Verfassers, die seine Schlußfolgerungen bestimmen - und 
die z. T. aus den o. g. "kritischen" Beiträgen zum Direktver-
trieb übernommen sind - außer acht bleiben. 
2.5.1. B e g r i f fl i c h e A b g r e n z u n g 
Eine explizite Definition des Begriffs "Direktvertrieb" er-
folgt nicht; der Begriffsinhalt wird offensichtlich als eindeu-
tig geklärt vorausgesetzt, was angesichts der vielfältigen 
und divergierenden Beiträge in der absatzwirtschaftlichen 
Literatur nicht vertretbar ist. - Der Zusammenhang der 
Randziffern 10ü-103 deutet an, daß "Direktvertrieb" mit 
"Haustürgeschäft" gleichgesetzt wird. 
Aus dem Kontext läßt sich rekonstruieren, daß der Verfas-
ser unter Haustürgeschäften die Anbahnung und den Ab-
schluß von Austauschgeschäften zwischen Anbieterorgani-
sationen bzw. deren Helfern und Endverbrauchern an deren 
Haustüre bzw. in deren Wohnräumen versteht (S. 93). In 
Anbetracht der wettbewerbsrechtlichen Kasuistik dehnt der 
Verfasser den Objektbereich dann auf die Fälle der Kaffee-
fahrten, des Ansprechens auf der Straße usf. aus (also auf 
Geschäftsabschlüsse außerhalb des Wohnbereichs der Käu-
fer und des stehenden Geschäftsbetriebs des Anbieters; vgl. 
s. 93, 95). 
Die wettbewerbsrechtliche Relevanz bzw. die Schutzbedürf-
tigkeit von Verbrauchern in solchen Abschlußsituationen 
mag hier dahingestellt sein; die begriffliche Unschärfe führt 
jedoch zu einer Vermischung strukturell völlig unterschied-
licher Sachverhalte (z. B. Direktvertrieb mit herstellereige-
ner Absatzorganisation; Absatzaktivitäten von Versandhan-
delsunternehmen; Kaffeefahrten; Anreißen auf der Straße 
usw.). 
Die Problematik ist offenkundig: die Schlußfolgerungen be-
züglich der Haustürgeschäfte beziehen sich auf einen hete-
rogenen Objektbereich - und sind somit teilweise nicht ge~ 
rechtfertigt. Gerade im Hinblick auf die rechtspolitischen 
Konsequenzen wäre eine differenziertere Erfassung der ein-
zelnen Kontakttypen erforderlich gewesen. 
Eine u. E. ergiebige Unterscheidungsmöglichkeit wird vom 
Verfasser nur angedeutet, wenn er zwischen herstellereige-
ner Außenorganisation im Direktvertrieb und selbständigen 
Vertriebsorganisationen (Haustür-, Straßenwerberkolon-
nen) differenziert (vgl. S. 99, RZ 103). Damit wird vor allem 
der Umstand beleuchtet, daß bei herstellereigenen Außen-
organisationen wegen der unmittelbaren Führungs- und 
Kontrollmöglichkeiten die Gefahr von wettbewerbsrechtli-
chen Verstößen wesentlich geringer einzuschätzen ist, als 
dies bei selbständigen - auf die Realisierung eigener Ziel-
vorstellungen fixierten - Vertriebsorganisationen der Fall 
ist. Allerdings schließen sich daran keine weiteren Überle-
gungen an; auch das Fallmaterial wird nicht unter diesem 
Blickwinkel aufbereitet. 
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2.5.2. Z u o r d n u n g d e s F a 11 m a t er i a 1 s 
In Tabelle 6 (S. 94) weist der Verfasser die auf Haustürge-
schäfte entfallenden Reklamationen aus, und zwar aufge-
schlüsselt nach den bereits erwähnten 45 Ordnungskriterien 
(die er als Branchen interpretiert). 
Der Leser sieht sich mit folgenden Schwierigkeiten kon-
frontiert: 
- er kann die Interpretation von 245 der 733 Vorgänge als 
Haustürgeschäfte nicht nachvollziehen, muß also dem 
Verfasser "glauben"; 
- die gewählte Systematik führt zu den bereits oben festge-
stellten Überschneidungen und Unschärfen. - So werden 
z. B. "Kaffeefahrten" als Branchen angeführt, obwohl sie 
der Verfasser an anderer Stelle als Erscheinungsform der 
Haustürgeschäfte bezeichnet (S. 93); dasselbe Kriterium 
wird ~lso zur zeilen- und spaltenweisen Differenzierung 
herangezogen! 
- Wegen der unpräzisen Definition ist es nicht möglich, aus 
der Gruppe der Haustürgeschäfte die den klassischen Di-
rektvertrieb betreffenden Fälle herauszulösen, also jenes 
Vertriebssystem, bei dem ein Hersteller mit eigener Au-
ßendienstorganisation in direkten Kontakt mit dem End-
verbraucher tritt. (Die vom Verfasser aufS. 100 vertretene 
Interpretation des Vertreter-Versandhandels als "klassi-
scher" Direktvertrieb wird von der einschlägigen Litera-
tur nicht gestützt). 
- Die Zuordnung von Wettbewerbsverstößen zu den einzel-
nen Branchen (vgl. RZ 101; Tabelle 7) ist nicht nachvoll-
ziehbar; man muß "glauben", daß die 155 Vorgänge der 
"Branchen" 
- Abonnementwerbung 
- Wäscheversand 
- Buchclubwerbung 
- Buchversand 
231 wettbewerbsrechtliche Verstöße enthalten, die den Fall-
gruppen 
- Erschleichen eines Vertreterbesuches I Vertragsab-
schlusses 
- Belästigungen I Anreißen 
- Irreführungen 
- Sonstiges 
zugeordnet werden. 
2.5.3. A u s s a g e n z u m k l a s s i s c h e n D i r e k t-
vertrieb 
Will man Aussagen über den klassischen Direktvertrieb ma- · 
chen, muß die in Tabelle 6 (S. 94) ausgewiesene Zahl von 
230 "Haustürgeschäften" bereinigt werden; es müssen jene 
Kontaktformen abgezogen werden, die nichts mit dem Di- · 
rektvertrieb im eigentlichen Sinne zu tun haben. Diese Be-
richtigung kann jedoch nur bei Kenntnis des Urmaterials 
selbst vorgenommen werden. 
Man kann vermuten, daß in den Bereichen Abonnement-
werbung, Buchversand und Buchwerbung regelmäßig selb-
ständige Vertriebsorganisationen tätig sind, denen reine Ab-
satzmittlerfunktion zukommt (n = 93 Fälle). Weiterhin kön-
nen u. E. die genannten Versandhandelsformen nicht dem 
Direktvertrieb (der Industrie) bzw. nicht den Haustürge-
schäften im strengen Sinn zugeordnet werden (n = 58), so-
fern der Kunde hier unbeeinflußt anband von Katalogen 
seine Kaufentscheidung trifft. 
Differenzierungsbedürftig sind auch die auf Dienstleistun-
gen gerichteten Vorgänge (Weiterbildung; Versicherungen; 
Kreditvermittlung; Ehevermittlung; n = 24); teilweise dürf-
1681 
ten diese Vorgänge als Haustürgeschäfte selbst rechtswidrig 
sein. Völlig unklar in ihrer Qualifizierung als Haustürge-
schäfte bzw. Direktvertriebsgeschäfte sind die Fälle Kinder-
zucker, Heimarbeit, Hausrenovierung, Kaffeefahrten, Auto-
matenaufstellung und Pharma (n = 40). 
Als für den klassischen Direktvertrieb relevante Bereiche 
verbleiben somit Elektrogeräte- und Möbelverkauf mit 15 
Vorgängen (= 6,5% der ermittelten Haustürgeschäfte auf 
Basis 230 oder 2,0 % der untersuchten Reklamationsfälle 
überhaupt). 
Der recht geringe Anteil am untersuchten Reklamationsma-
terial deutet allein schon darauf hin, daß in diesen Berei-
chen Reklamationsanlässe eine unbedeutende Rolle spielen. 
Darüber hinaus ist noch eine weitere Relativierung ange-
bracht. 
2.5.4. R e l a t i v i e r u n g d e r E r g e b n i s s e 
Die absolute Zahl der bei den Verbraucherverbänden erfaß-
ten Reklamationen (sowohl insgesamt als auch speziell die 
den Direktvertrieb betreffenden) allein besagt wenig; sie 
muß in Relation gesetzt werden zu der Gesamtzahl der Ge-
schäftsvorfälle, der Umsatzakte im Einzelhandel insgesamt 
bzw. der - funktional Einzelhandel treibenden - Direktver-
triebsfirmen. Zwar liegen hierzu u. W. noch keinerlei umfas-
sende Berechnungen oder Schätzungen vor, jedoch kann 
mit Sicherheit festgestellt werden, daß die Reklamationen 
einen verschwindend geringen Prozentsatz (Null vor dem 
Komma!) aller Geschäftsvorfälle ausmachen. 
Hilfsweise sei dies an folgenden Überlegungen verdeutlicht: 
Der Einzelhandelsumsatz in der Bundesrepublik belief sich 
auf 276,8 Mrd. DM (1976). Legt man einen - sicher unreali-
stisch hoch gegriffenen- Durchschnittsbetrag von DM 100 
je Umsatzakt zugrunde, so ergibt dies eine Gesamtzahl von 
ca. 2,8 Mrd. Geschäftsvorfällen. 
Die im Arbeitskreis "Gut beraten - Zuhause gekauft" zu-
sammengeschlossenen Firmen tätigten 1977 mit 12 Mill. 
Kunden insgesamt 40 Mill. Kaufabschlüsse. In einer speziel-
len Erhebung über Anfragen und Beschwerden ergab sich 
bei vier führenden Direktvertriebsunternehmen folgendes: 
Bei insgesamt 1,8 Mill. Kaufabschlüssen 1977 wurden 43 000 
Kundenanfragen (= 2,4 %) an die Unternehmen gerichtet. 
Von diesen wiederum enthielten 4600 "vertreterbezogene" 
Themen, davon jedoch nur 1400 Beschwerden über Vertre-
ter. Dies entspricht einem Prozentsatz von 0,08 % der Kauf-
abschlüsse! 
Daß im übrigen die Marktpartner selbst mit diesem Pro-
blem fertig werden, geht daraus hervor, daß nur insgesamt 
47 (!!) Anfragen über die Verbraucherzentralen an die vier 
Unternehmen herangetragen wurden, wovon lediglich 10 
"vertreterbezogen" waren. 
Diese Zahlenbeispiele belegen u. E. überzeugend, daß für 
den klassischen Direktvertrieb die globalen rechtspoliti-
schen Forderungen ungerechtfertigt erscheinen und keine 
weiteren gesetzlichen Regelungen zum Schutze des Ver-
brauchers über die bereits geltenden hinaus erforderlich 
sind. 
3. Wettbewerbsrechtliche Diskussion des Direkt-
marketing bei P. G i II es (inhaltliche Kritik) 
3.1. Aufgabenstellung 
G i 11 e s konstatiert, daß das Direktmarketing in den letzten 
Jahren ständig an Bedeutung gewonnen habe und daß diese 
Entwicklung weiter anhalte (S. 5). Die Methoden des Direkt-
marketing werfen seiner Meinung nach "ernste und zahlrei-
che Verbraucherschutzprobleme auf, die den Sektor der 
Haustürgeschäfte und ähnliche Geschäfte in In- und Aus-
land inzwischen zu einem Schwerefeld des Verbraucher-
rechts und der Verbraucherpolitik haben werden lassen" 
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(ebenda); kurz: Direktmarketing "belästigt, überrumpelt 
oder übervorteilt" die Kunden (S. 11). G i ll es glaubt nun, 
ein Informationsdefizit hinsichtlich der Rechts- und Geset-
zeslage entdecken zu können und will mit seiner Schrift 
diese Lücke schließen (S. 5; 13). Er will damit auch stagnie-
rende Novellierungsvorhaben des Gesetzgebers wieder in 
Gang bringen. Damit knüpft der Verf wohl an die Diskus-
sion über eine Reform des UWG bzw. an den bereits 1976 
vom Bundesrat vorgelegten "Entwurf eines Gesetzes über 
den Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen Ge-
schäften" (BT-Drucksache 8/130) an. Im Gegensatz zu ande-
ren juristischen Autoren, die sich bislang in dieser Diskus-
sion geäußert haben5, leitet G i 11 es seine rechtspolitischen 
Forderungen nicht nur von eigenen (Vor-)Urteilen ab, son-
dern trägt "rechtstatsächliche" Argumente vor. Abgesehen 
von der Methodik der empirischen Befunde, die bereits in 
Abschnitt 2 analysiert wurde, müssen folgende Fragen erör-
tert werden: 
- Was verst~ht G i 11 es unter Direktmarketing? Welche 
konkreten Handlungsmöglichkeiten des Marketing sind 
von seinen Überlegungen und rechtspolitischen Folge-
rungen betroffen? 
- Wie begründet er den Schutzzweck bzw. die besondere 
Schutzbedürftigkeit? Welche Verhaltensannahmen wer-
den getroffen, wie werden diese belegt? 
3.2. Abgrenzung des Direktmarketing 
G i ll es bezeichnet mit Direktmarketing "die Gesamtheit 
aller absatzlenkenden, absatzfördernden und absatzsichern-
den Maßnahmen von Unternehmen, der von diesen gegebe-
nenfalls hier mit eigens beauftragten (selbständigen) Ver-
triebsgesellschaften und-ihrer jeweiligen Hilfspersonen .. . 
die sich ,direkt', d. h. ohne die sonst übliche Dazwischen-
schaltung des stationären Handels an den Konsumenten 
wenden" (S. 15). Diese Definition läßt zwei Besonderheiten 
erkennen: 
- der Verf. betrachtet nur die Beziehungen zwischen Anbie-
tern und Endverbrauchern (Konsumenten); 
- der Verf. vertritt implizit die Auffassung, daß indirekter 
Absatzweg der "Normalfall", die "übliche" Erscheinung in 
der Konsumgüterdistribution darstellt. 
Im Gegensatz zu dieser Auffassung werden in der Marke-
ting-Literatur die Erscheinungsformen des Direktmarketing 
genauer differenziert (vgl. nachstehende Abb. in Anlehnung 
an Da 11m er I T heden s6). 
Distributionsarten im Direktmarketing 
Anbieter 
I 
I 
I 
I 
I 
------; 
Kontakt- Ir--"----..--..::....--, 
form 1 '---.,...=:~ '---,...=--' 
------1 
I 
Abnehmer I 
Legende: 
I 
I 
I, 2, 3, 4: direkte r Absatzweg 
I, 5: MailOrder Vertrieb 
5, 6: Versandhandel 
4, 6: Vertretervertrieb ( .. Haustürgeschäfte"; bei G i ll es : .. Vertreter-
handel", ,. V ertreterdire ktvertrieb"). 
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Genau besehen schränkt G i 11 es sein Untersuchungsfeld 
noch weiter ein und greift eine Distributionsart bzw. einen 
Transaktionstyp, den Haustürverkauf, heraus. Damit meint 
er die Aktivitäten des sog. "Vertreterdirektvertriebes'' 
(S. 16), also das Angebot von Waren/Dienstleistungen "au-
ßerhalb von ständigen Geschäftsräumen eines Gewerbetrei-
benden (Wohnung des Käufers, Arbeitsplatz; Straßenver-
kauf; "Kaffeefahrten"). Ein wesentlicher Teil der Ausfüh-
rungen von G i 11 es betrifft die Gegenüberstellung von 
Haustürgeschäften und Geschäften, die im Ladenlokal eines 
Handelsbetriebes abgeschlossen werden. Als wesentliche 
Elemente von Haustürgeschäften werden hervorgehoben: 
- Ort des Geschehens ist die Wohnung des Käufers; 
- die Initiative für den Transaktionsprozeß geht vom Ver-
käufer aus ("unbestellter Vertreterbesuch"); 
- es handelt sich um einen direkten, personalen Kontakt 
zwischen dem Verkäufer und Käufer. 
Halten wir zunächst fest, daß G i ll es unter dem Titel 
"Recht des Direktmarketing" fast auschließlich einen ganz 
bestimmten Transaktionstypus behandelt. Es wird der An-
schein erweckt, als ob Haustürgeschäfte die typische Er-
scheinungsform des Direktmarketing darstellten. In Anbe-
tracht der Vielfalt der Gestaltungsmöglichkeiten des Direkt-
marketing wirkt dies als unzulässige Verkürzung des Unter-
suchungsfeldes. 
Aus Marketing-Sicht fällt weiterhin ins Auge, daß der Verf. 
den indirekten Absatzweg, also die Distribution vom Her-
steller ·über den stationären Handel (Einzelhandel) zum 
Endverbraucher als Normalfall betrachtet und Transaktio-
nen außerhalb des ständigen Geschäftslokales als atypisch 
beurteilt. Die "Begründung" von J u n g7 kann als charakte-
ristisch dafür gelten: "Typischerweise wendet sich derjeni-
ge, der etwas kaufen .. . möchte, an denjenigen, der ihm das 
Gewünschte beschaffen kann, d . h. im Regelfall: er betritt 
die Geschäftsräume eines Anbieters bzw. wendet sich tele-
fonisch oder schriftlich an diesen. Dabei hat der Käufer . . . 
eine Vorstellung davon, was er kaufen möchte, zu welchem 
Preis und in welcher Qualität er dies tun möchte, zumindest 
kann er sich durch Vergleichen verschiedener Waren oder 
Angebote dieses Wissen verschaffen." Diese Außerung stellt 
auf konkrete, empirisch prüfbare Verhaltensweisen von 
Endverbrauchern ab (vgl. unten). G i II es trägt nun noch 
ergänzend Argumente vor, die die Funktion des Direktmar-
keting (Haustürgeschäfte) betreffen (S. 36 ff.): "Eine generel-
le Distributionsfunktion oder ,allgemeine Versorgungsfunk-
tion' ... kommt dem Direktvertrieb und insbesondere dem 
Vertreterhandel heutzutage jedenfalls nicht mehr zu. Diese 
Aufgabe hat inzwischen fast voll und ganz der stationäre 
Handel mit seinen Einzelhandelsgeschäften, Warenhäusern 
und Einkaufszentren übernommen . .. " (ebenda). Lücken in 
der allgemeinen Versorgungsfunktion füllt schließlich, so 
G i ll es , der Katalogversandhandel aus. 
Dieser Argumentation könnte allerdings nur dann gefolgt 
werden, wenn der Verf. auf eine begründete, verbindliche 
Aufteilung absatzwirtschaftlicher Funktionen auf die ver-
schiedenen absatzwirtschaftlichen Organe einer Volkswirt-
schaft zurückgreifen könnte. Eben dies ist nicht der Fall; es 
gibt keine quasi naturrechtlich gegebene Funktionsvertei-
lung im Distributionssystem. 
Im weiteren ist zu prüfen, ob ein unmittelbarer Zusammen· 
hang zwischen bestimmten Distributionsformen und der 
Schutzbedürftigkeit von Endverbrauchern besteht. 
5 Z. B. Bartsch, Privatrechtlicher Schutz des Verbrauchers bei 
"Haustürgeschäften", ZRP 1973, S. 219-224 ff. 
6 Dallmer/Thedens, Handbuch des Direct-Marketing, 4. Aufl. 1978. 
s. 23. 
7 Jung, Bedeutung und dogmatische Erfassung eines Widerrufs· 
rechts bei "Haustürgeschäften", ZRP 1981, Heft 6, S. 137-143. 
141 f. 
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3.3. Begründung des Schutzzweckes 
In der juristischen Argumentation - so auch bei G i 11 es -
werden die beiden Transaktionstypen Haustür- und Laden-
geschäft kontradiktorisch gegenübergestellt, wobei dem La-
dengeschäft die Eigenschaft der Normalität zugesprochen 
wird: "normal" ist es, daß der Verbraucher einen Bedarf 
feststellt und Initiative zu seiner Deckung ergreift; d. h. 
er wendet sich, mit fester Kaufabsicht, an einen Verkäufer 
seiner Wahl, wobei er sich zuvor die erforderliche Markt-
transparenz verschafft hat. Der Umkehrschluß lautet: alle 
Aktivitäten der Verkäufer in bezugauf Kaufstimuli und Be-
einflussung des Käufers sind "atypisch". 
Wie bereits erwähnt, geht G i ll es von der Unterstellung 
aus, daß die Methoden des Direktmarketing die Endver-
braucher überrumpeln, belästigen, übervorteilen. Diese 
pauschale Einschätzung wird durch eine Anzahl verhaltens-
bezogener Annahmen ergänzt, die die besondere Schutzbe-
dürftigkeit der Käufer bei Haustürgeschäften stützen sollen. 
Einige dieser Prämissen sollen nachfolgend dargestellt und 
beurteilt werden, und zwar im Hinblick 
- auf deren Faktizität und 
- auf deren exklusiven Charakter bei Haustürgeschäften. 
3.3.1. V e r h a 1 t e n s a n n a h m e n , d i e s i c h a u f d e n 
Käufer beziehen 
- "Isolierungseffekt"; "Individualisierungseffekt" (S. 48): 
Beim Haustürkauf spielen sich die Verhandlungen unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit ab. Der Kunde ist auf sich 
alleine gestellt. 
- "Psychischer Zwang": In der eigenen Wohnung kann der 
.Kunde aus Höflichkeit nur schwer Nein sagen8• 
"Muß der Kunde deshalb bei Geschäften in Ladenlokalen 
gleichsam einfach nur ein stillschweigendes Nein zu sich 
selbst sagen, wenn er nicht kontrahieren will, fühlt er sich 
hier in der psychologischen Zwangslage, ein aus-
d rück 1 ich es Nein gegenüber dem Vertragsgegner 
auszusprechen" (Gilles, ebenda). 
- "Überraschungseffekt"; "Überrumpelungseffekt": 
(a) Der Kunde hat keine Zeit zu überlegen, ob er sich 
überhaupt mit diesem Geschäft befassen will ("erzwunge-
ne Auseinandersetzung"; Schade). 
(b) Der Kunde hat keine Überlegungsfrist, ob er das Ge-
schäft abschließen will. 
(c) Er hat keine Vergleichsmöglichkeit mit anderen Waren 
und Preisen ("plötzliche Konfrontation mit einem konzen-
trierten Angebot"; G i 11 es, S. 46). 
(d) Der Verhandlungsablauf wird von dem "psychologisch 
geschulten" Vertreter bestimmt (Gilles, S. 47). Die "Ge-
schäfts- u. Kommunikationsherrschaft" · liegt einseitig 
beim Vertreter ("Machtungleichgewicht"). 
(e) Der "verbalen Offensive" des Vertreters entspricht die 
"argumentative Defensive" des Kunden (Gilles, S. 49). 
Diese Verhaltensannahmen werden durchweg aus Einzelfäl-
len abgeleitet. Sie stehen erkennbar im Zusammenhang mit 
einem "Idealbild" vom Kaufverhalten von Endverbrauchern 
(Rationalverhalten; Konsumentensouveränität), das vorgeb-
lich beim Transaktionstypus Ladengeschäft verwirklicht ist. 
Diese Vorstellungen werden jedoch von der verhaltenswis-
senschaftlichen Konsumerforschung in keiner Weise empi-
risch abgesichert. 
Mit gleicher Plausibilität kann man beispielsweise genau 
umgekehrt unterstellen, daß sich der Verbraucher in seinen 
eigenen vier Wänden besonders sicher und mutig fühlt, im 
Gegensatz zu dem - auch empirisch nachgewiesenen - psy-
chologischen Kaufzwang, dem sich manche Konsumenten 
im Ladengeschäft angesichts der Pressionen redegewandter 
Verkäufer ausgesetzt fühlen. 
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3.3.2. VerhaI t e n s an nahmen , die s i c h auf d e n 
Haustürverkäufer beziehen 
Soweit nicht bereits aus 3.3.1. im Umkehrschluß abzuleiten, 
sind noch folgende Annahmen zu ergänzen: 
- "Drückermentalität": der sog. Provisionsvertreter ver-
sucht mit allen Mitteln, zu einem Vertragsabschluß zu 
gelangen. Diese Einstellung wird durch das sog. "Rota-
tionsprinzip" beim Einsatz der Verkäufer gefördert. 
- Einseitige Informationspolitik mit dem Ziel der "psychi-
schen Beeinflussung" des Käufers. - Der (empirisch aller-
dings nicht festzustellende) "Idealtypus des Haustürver-
kaufs" ist nach G i 11 e s gekennzeichnet durch "eine Si-
tuation, bei welcher sich der Vertreter jeder Werbung im 
eigentlichen und engeren Sinn einer psychischen Beein-
flussung des Kunden mit dem Ziel eines Entscheidungs-
verhaltens des Kunden in der vom Vertreter erwünschten 
Richtung enthält und bei welcher der Kunde durch ein 
schlichtes Nein auf jene Anfrage den Geschäftskontakt 
sofort wieder abbrechen kann" (S. 51). 
Allerdings wird auch im stationären Handel mit Verkäufer-
provisionen als Anreizinstrument gearbeitet, werden durch 
Gestaltung des Ladenlokals, der Verkaufsauslagen usw. 
kaufbeeinflussende Stimuli gegeben (vgl. z. B. den Fall der 
sog. "lmpulskäufe"). 
3.3.3. V e r h a 1 t e n s an n a h m e n , d i e s i c h a u f d e n 
Betrieb eines stationären 
Ladengeschäftes beziehen 
Folgende Annahmen werden zwar nicht explizit vorgetra-
gen, lassen sich jedoch aus dem Kontext rekonstruieren: 
- Der EinzelhändlerNerkäufer handelt im Interesse des 
Kunden. 
- Im Rahmen der Sortimentsbildung des Einzelhändlers 
werden die relevanten Konkurrenzprodukte berücksich-
tigt. 
- Es gibt keine Geschäftsschliche (Erschleichung eines Ver-
kaufsabschlusses), keine Werbemaschen, keine Verkäu-
fertricks. 
- Der Verkäufer reagiert ausschließlich auf Stimuli, die 
vom Kunden ausgehen. 
- Der Verkäufer ist neutraler Informationsmittler; Berater. 
- Der stationäre Einzelhandel übernimmt alle wesentlichen 
Distributionsfunktionen (auch in ländlichem Raum ... ). 
Das Bild, das sich G i 11 es vom stationären Handel macht, 
stimmt erkennbar nicht mit der Realität überein. Weder 
übernimmt ein Einzelhändler "vikarische" Funktionen für 
die Käufer, noch enthält er sich verkaufsbeeinflussender 
Aktivitäten: auch der stationäre Einzelhändler handelt inter-
essenbezogen, versucht seine Zielvorstellungen zu verwirk-
lichen. 
3.3.4. Würdigung 
a) G i ll es stellt Haustür- und Ladengeschäfte gegenüber 
und bringt die für Direktmarketing als typisch qualifizierten 
Haustürgeschäfte in Verbindung mit wettbewerbswidrigen 
Praktiken, die ihrerseits eine Schutzbedürftigkeit der be-
troffenen Käufer begründen sollen. 
Tatsächlich aber greift der Verf. einzelne Verhaltenselemen-
te heraus, die ebenso beim Kauf im stationären Einzelhan-
del zu beobachten sind und somit eben nicht exklusiv für 
das Haustürgeschäft reklamiert werden können. 
8 Schade, Geschäfte an der Haustür durch unbestellte Vertreter, 
Schriftenreihe zum gewerblichen Rechtsschutz, Bd. 48, 1978, 
S. 140; Gilles, a.a.O. (Fn. 1), S. 49. 
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Da es nun aber unbestritten Haustürverkäufe gibt, die wett-
bewerbsrechtlich nicht zu beanstanden sind, greift der 
Schutz der diskutierten gesetzlichen Regelung (zeitlich be-
fristetes Rücktrittsrecht vom Kaufvertrag im Falle des 
Haustürgeschäfts) einerseits zu weit; andererseits werden 
aber wettbewerbsrechtliche Verstöße im Falle des Vertrags-
abschlusses im Ladengeschäft nicht erfaßt (vgl. Abbildung). 
Transaktionstyp Schutzbedürftigkeit 
schutz- nicht schutz-
bedürftig bedürftig 
Abschluß im XX 
Ladengeschäft 
Abschluß an X X 
der Haustüre 
X Wirkung des Gesetzesvorschlags (Widerrufsrecht bei Haustürge-
schäften; BT-Drucksache 8/130) 
XX "ungeschützter" Bereich 
Wettbewerbswidrige Praktiken sind kein Monopol einer be-
stimmten Spielart des Direkt-Marketing; UWG-Verstöße 
treten bei allen möglichen Transaktionstypen auf. Es wäre 
also "rechtstechnisch" konsequenter, auf diese Verstöße ab-
zustellen und die betroffenen Verkehrskreise unmittelbar 
zu schützen, als an einer bestimmten Form des Direktmar-
keting anzusetzen. 
b) Es gelingt G i 11 es auch nicht, die schutzbedürftigen 
Verkehrskreise eindeutig abzugrenzen (vgl. S. 33; 47). Ob-
wohl sich Maßnahmen des Direktmarketing an sehr ver-
schiedene Zielgruppen richten (S. 33: Hausfrauen; Mütter 
mit Kleinkindern, Jungvermählte; Eltern mit Töchtern in 
heiratsfähigem Alter; Heiratskandidaten; Volks- und Hoch-
schulabsolventen; Bauherren; Hausbesitzer; bestimmte Be-
rufsgruppen wie Arzte, Rechtsanwälte, Handwerker oder 
Ingenieure; Weintrinker, Haustierhalter; Hobbygärtner; 
Hinterbliebene; Rentner; Alte; Sozialhilfeempfänger), stellt 
die Argumentation des Verf. auf den "wenig geschäftsge-
wandten oder juristisch versierten" Kunden ab (S. 43). Das 
bedeutet aber, daß er die möglichen Zielgruppen des Di-
rektmarketing gedanklich nach Schutz- und Nichtschutzbe-
dürftigen differenziert, wobei das Lebensalter, der finanziel-
le Status, der Bildungsstand als Indikatoren dienen. 
Auch hier drängt sich die Frage auf, warum die Schutzbe-
dürftigkeit nicht z. B. auch im Falle von LadengeschäftE>n 
beachtet wird: Geschäftliche Unerfahrenheit bzw. mangeln-
de Rechtskenntnisse bewirken doch auch bei anderen 
Transaktionstypen ein Machtungleichgewicht, begünstigen 
Tatbestände wie z. B. Irreführung, Vertragserschleichung 
usw. 
c) J u n g9 hat (wohl unfreiwillig) das Dilemma aufgezeigt, 
wenn er die Interessenlage des Käufers bei einem Haustür-
geschäft ausdeutet: "Es geht dem Kunden bei einem Haus-
türgeschäft weniger darum, dem Anbieter ein Fehlverhalten 
(z. B. UWG-Verstöße, strafrechtlich relevantes Verhalten) 
anzulasten, als vielmehr sich selbst; den Kunden reut der 
allzu rasche und unbedachte Vertragsabschluß." 
Eben dies geschieht täglich auch im stationären Einzelhan-
del, und insoweit müßte der Käufer dann auch im Ladenge-
schäft "vor sich selbst" geschützt werden. 
Betriebs-Berater Heft 28, 10. 10. 1982 
d) Sollte der Schutzgegenstand die Privatsphäre eines Men-
schen sein (also die Unverletzlichkeit der Wohnung, die 
häusliche Privatsphäre; grundgesetzlicher Schutz Art. 1 
Abs. 1; Art. 2 Abs. 2 als "allgemeines Persönlichkeitsrecht"; 
absolutes Recht i. S. von § 823 Abs. 1 BGB), dann wäre ein 
generelles Verbot von Haustürgeschäften das angemessene 
Mittel. Diese Forderung wird bekanntlich von verschiede-
nen Rechtswissenschaftlern, z. B. V öl p , nachdrücklich 
vorgetragen (Verbot von Direkt-Mail-Aktionen, Postwurf-
sendungen, Telefonwerbung usw.). Allerdings wäre ein sol-
ches umfassendes Verbot unter verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten sehr bedenklich; G i 11 es selbst weist auf 
diesen Aspekt hin (vgl. S. 92 ff., S. 177). 
e) G i ll es geht überhaupt nicht auf die Bedingungen des 
klassischen Direktvertriebs von Herstellerbetrieben ein, der 
von uns verstanden wird als Direktabsatz des Herstellers an 
den Verbraucher über eine herstellereigene Vertriebsorgani-
sation (sowohl Außendienstmitarbeiter als auch Ladenge-
schäfte). Die gesamte Absatzgestaltung solcher Hersteller ist 
an diesem zentralen Prinzip ausgerichtet, das insofern auch 
-als wesentlicher Bestandteil des Firmen-Goodwill gelten 
kann. Im Gegensatz zu "unseriösen" Direktvertriebs-Unter-
nehmen geht es diesen Unternehmen nicht um ein extensi-
ves "Abgrasen" des Marktes, sondern um den Aufbau dau-
ernder Kundenbeziehungen. - Spektakuläre Einzelfälle dür-
fen jedoch nicht generalisiert und als charakteristisch für 
ein bestimmtes Distributionssystem ausgegeben werden. 
Schlußbetrachtung 
Es kam den Verfassern darauf an zu zeigen, daß eine 
unreflektierte Übernahme der Schlußfolgerungen v. 
Fa 1 c k e n s t eins zum Direktvertrieb bzw. Verallge-
meinerungen auf der Basis des hierzu erhobenen Mate-
rials aufgrund der dargelegten Tatbestände (anderes Un-
tersuchungsziel, ungenügende Eingrenzung der Begriffe 
"Haustürgeschäft" und "Direktvertrieb", ungesicherte 
Annahmen hinsichtlich des Kaufverhaltens der Konsu-
menten, völlig unbedeutender Anteil der Reklamationen 
an der Gesamtzahl der Geschäftsvorfälle), recht bedenk-
lich sind. Dies sei vor allem deshalb unterstrichen, weil 
sich derartige Entwicklungen bereits feststellen lassen; 
neben der hier referierten Schrift von G i 11 es sei z. B. 
auch eine Auswertung bei Schad e 10 genannt. 
Die vielfältigen Erscheinungsformen des Direktmarke-
ting werden u. E. von G i ll es verzerrt wahrgenommen. 
Seine Betrachtung konzentriert sich auf die sog. "Haus-
türgeschäfte" und mündet ein in die Forderung nach 
einem gesetzlich verankerten, allgemeinen Rücktritts-
recht bei solchen Geschäften. Die zur Begründung für 
die Schutzwürdigkeit der Verbraucher bei diesem einen 
Transaktionstyp vorgetragenen Argumente erweisen 
sich bei genauerer Betrachtung z. T. als spekulativ bzw. 
einseitig. 
Über die Sammlung von Einzelfällen mit unseriösen Ge-
schäftspraktiken im Direktmarketing rückt das positive 
Erscheinungsbild der "klassischen" Direktvertriebsun-
ternehmen im Konsumgüterbereich, die in Form eines 
"Verhaltens-Kodex" sehr strenge Maßstäbe für ihr Di-
stributionssystem entwickelt haben, völlig in den Hin-
tergrund 11• 
Das Hauptziel ihres Beitrages sehen die Verfasser dann 
erreicht, wenn es ihnen gelungen sein sollte, Anstöße 
zur interdisziplinären Zusammenarbeit zwischen 
Rechtswissenschaft und Marketingwissenschaft zu ge-
ben, damit die aufgezeigten Mißverständnisse künftig 
vermieden werden können. 
9 ZRP 1981, Heft 6, S. 140. 
10 A.a.O. (Fn. 8), S. 89 ff. 
11 Vgl. hierzu den Bericht im Handelsblatt vom 13./14. 8. 1982. 
